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Für Lockerung der Kontingentwirtschaft und 
Abbau der Einfuhrerschwerungen. 


Die Verwaltungskommission des V.S.K. hat 


folgende Eingabe an den Bundesrat gerichtet: 
BASEL, den 26. Februar 1937. 


An den Bundesrat der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft 


BERN 


Herr Bundespräsident, 
Sehr geehrte Herren, 


Die Verwaltungskommission des Verbandes 
schweiz. Konsumvereine hat sich kurz nach Be- 
kanntwerden des Beschlusses des Bundesrates be- 
treifend Abwertung des Schweizerfrankens erlaubt, 
Ihnen in einer Eingabe vom 1. Oktober 1936 ver- 
schiedene Massnahmen zu empfehlen, um die sich 
aus der Währungsentwertung ergebenden nach- 
teiligen Folgen auf die breiten Schichten der Kon- 
sumentenschaft soweit als möglich hintan zu halten. 
Wir haben darauf hingewiesen, dass die Abwertung 
den grössten Teil der Bevölkerung zu weiterer Ein- 
schränkung in der Lebenshaltung zwingen werde 
und dass die Massnahmen des Bundesrates eine Ver- 
teuerung bewirken werden, da sich, trotz eines ge- 
nerellen Verbotes für Preissteigerungen, auf die 
Dauer eine Erhöhung der Warenpreise und zwar für 
Importwaren sowohl als auch für Inlandware nicht 
verhindern lasse. 

Als erste Aufgabe des Staates bezeichneten wir 
die Bekämpfung der Spekulationsgewinne auf den 
damals vorhandenen Warenvorräten und wir glau- 
ben auch, aus den verschiedenen bezüglichen Ver- 
ordnungen der Behörden entnehmen zu können, dass 
nach dieser Richtung hin das Erforderliche versucht 
wurde. Als weitere Massnahmen haben wir sodann 
empfohlen: 


1. Aufhebung oder wesentliche Ermässigung der 
statistischen und sonstigen Gebühren, insbeson- 
dere auf Lebensmitteln, die anlässlich der Einfuhr- 
verzollung erhoben werden. 


Aufhebung der verschiedenen dekretierten, zum 
Teil nicht unerheblichen fiskalischen Zuschläge 
auf Lebensmitteln, Futtermitteln etc. 


3. Namhafte Reduktion der Zollansätze auf Lebens- 
mitteln, Gebrauchsartikeln und Rohstoffen aller 
Art. wobei wir einen angemessenen Schutz der 
Inlandproduktion und der damit verbundenen 
Arbeitskraft, sowie der landwirtschaftlichen Be- 
triebszweige als richtig bezeichneten. 


4. Weitgehender Abbau der Vorschriften bezüglich 
Einfuhrkontingentierung, soweit diese Vorschrif- 
ten nicht handelspolitisch noch notwendig wären. 


ID 


Wir fühlten uns zu diesem Begehren berechtigt, 
weil wir uns sofort und rückhaltlos darauf einstell- 
ten, im Rahmen des Möglichen mitzuhelfen, die sich 
aus dem Abwertungsbeschluss ergebenden Nachteile 
für die Volkswirtschaft im allgemeinen und für die 
auf den täglichen Erwerb angewiesenen Bevölke- 
rungskreise zu lindern. Wir haben denn auch unver- 
züglich von uns aus und bevor die zahlreichen be- 
hördlichen Weisungen und Vorschriften erlassen 
waren, unsere Verbandsorganisationen angewiesen, 
alles zu tun, was für eine möglichst billige und ord- 
nungsgemässe Belieferung der Konsumenten nötig 
sei, um der drohenden Teuerung und damit der un- 
vermeidlichen Verschlechterung der Lebenshaltung 
der grossen Masse des Volkes entgegenzutreten. 
Wir fühlten uns hiezu verpflichtet als Vertreter der 
Konsumenteninteressen. Wir taten dies aber auch, 
um die Behörden in der durch die Frankenabwertung 
geschaffenen schwierigen Aufgabe zu unterstützen, 
obwohl wir nach wie vor die Abwertung des 
Schweizerfrankens bedauern. 

Die seit Ende September 1936 und besonders 
seit Berinn dieses Jahres eingetretene Entwicklung 
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in der Preisgestaltung hat leider unsern hinsichtlich 
der Rückwirkung der Abwertung gehegten Befürch- 
tungen nur allzu recht gegeben. Die Versprechungen 
anlässlich der Bekanntgabe des Abwertungsbe- 
schlusses, dass sich die Teuerung nur in bescheide- 
nem Masse auswirken werde, werden durch den 
Gang der Ereignisse als unzutreifend erwiesen. 
Neben der Tatsache, dass die Frankenabwertung in 
einem Zeitpunkt steigender Weltmarktpreise er- 
folgte, zeigt sich nun doch, dass in verhältnismässig 
kurzer Zeit die Währungsabwertung einen wesent- 
lich grösseren nachteiligen Einfluss auf die Preis- 
gestaltung haben wird als ursprünglich angenom- 
men wurde. 

Wir sind mit den wirtschaftlichen Verhältnissen 
zu gut vertraut, um nicht den Vorwurf zu erheben, 
dass die Teuerung samt und sonders der Abwertung 
zuzuschreiben sei. Wir wissen, dass die Entwick- 
lung der Weltmarktpreise auch ohne Abwertung eine 
Teuerung der Lebenshaltung mit sich gebracht hätte, 
und wir anerkennen auch, dass die Behörden durch 
Massnahmen verschiedener Art, besonders in den 
ersten Wochen, Preissteigerungen hintan zu halten 
versuchten und die drohende Teuerung verschie- 
dener Lebensmittel durch Ermässigung der Einfuhr- 
zölle und der Zollzuschläge zu verhindern oder zu 
mildern trachteten. 

Bei aller Berücksichtigung der sich den Be- 
hörden bietenden Schwierigkeiten und des Bestre- 
bens der Preiskontrollstelle, durch ihre verschiede- 
nen Preisvorschriften den Konsumenten zu schützen, 
ist indessen doch zu bemerken, dass dieses Problem 
mit der staatlichen Preisnormierung und Preissank- 
tionierung nicht gelöst ist. Die wirtschaftlichen Ge- 
setze zeigen sich stärker als der Machtwille des 
Staates, und trotz Preiskontrollvorschriften ver- 
schiedener Art wird es nicht möglich sein, die sich 
aus der Währungsmanipulation ergebenden Folgen 
unwirksam zu machen. 

Die Teuerungswelle, die sich besonders seit 
einigen Wochen anzuzeigen beginnt, kann unseres 
Erachtens nicht durch Preisvorschriften und der- 
gleichen aufgehalten werden, sondern vor allem da- 
durch, dass durch weitere Lockerung der Kontin- 
eentierung und durch weitern Abbau der Einfuhr- 
verbote, sowie der Importgebühren und Zuschlags- 
zölle die Möglichkeit geschaffen wird, die für die Be- 
darisdeckung der Konsumenten absolut notwendigen 
Importartikel ohne nennenswerte fiskalische Be- 
lastung zu beschaffen und die günstigsten Bezugs- 
quellen auszunützen. 

Wir haben schon Ende Mai 1936 dem Bundesrat 
verschiedene Vorschläge unterbreitet, die dahin 
eingen, es solle die schon damals immer schärfer 
hervorgetretene Verteuerung der Lebenshaltung 
durch den Abbau fiskalischer Belastungen und durch 
geeignete Lockerung der Kontingentierungsvor- 
schriften abgeschwächt werden, ohne dass aber da- 
mals unsern Wünschen Rechnung getragen worden 
wäre. Wenn auch die Kontingentierung in den ersten 
Jahren ihres Bestehens als notwendiges Uebel im 
Interesse der schweizerischen Volkswirtschaft hin- 
genommen werden musste, so hat sich nun dieses 
Kontingentierungssystem infolge der Frankenabwer- 
tung zu einem beträchtlichen Schaden für unser Land 
auseewirkt. Durch die Kontingentierung wurde die 
Lagerhaltung auf ein Minimum beschränkt. Wegen 
den nur für beschränkte Mengen erteilten Einfuhr- 
bewilligungen war es zum Beispiel letzten Sommer 
bei noch günstigen Koniunkturverhältnissen nicht 


möglich, sich auf lange Sicht einzudecken. Dies hatte 


zur Folge, dass Ende September, dem Zeitpunkt der 
Abwertung, nur bescheidene Warenvorräte zur 
Deckung des laufenden Bedarfes vorhanden waren. 
Nach der Abwertung war man dann genötigt, grös- 
sere Quantitäten, soweit die Einfuhrbewilligungen 
dies zuliessen, hereinzunehmen, iedoch zu den hö- 
heren Weltmarktpreisen, die zudem in entwerteter 
Schweizerwährung regliert werden mussten. Dies 
ergab naturgemäss eine sehr ungünstige Auswir- 
kung auf die Gestehungspreise. Nichtsdestoweniger 
haben V.S.K. und Verbandsvereine, solange es 
irgendwie anging, von Preiszuschlägen abgesehen 
und die Preise erst erhöht, als sich dies nach den 
Verhältnissen nicht mehr umgehen liess. 

Durch die in letzter Zeit erfolgte Erhöhung des 
Brotpreises sowie des Milchpreises und die damit 
verbundene Preissteigerung für Käse und Butter er- 
gibt sich eine nicht unwesentliche Belastung des 
Haushaltungsbudgets des Konsumenten. Wir führen 
dies nicht an im Sinne einer Kritik, da besonders die 
Erhöhung des Produzentenmilchpreises angesichts 
der gesteigerten Produktionskosten als gerechtier- 
tiert betrachtet wird. Tatsache aber bleibt doch, dass 
durch diese Preiserhöhungen die Lebenshaltung ver- 
teuert wird, was die Bundesbehörden veranlassen 
sollte, auf andere Weise darnach zu trachten, dem 
Konsumenten zu ermöglichen, sich die zum Leben 
notwendigen Artikel möglichst billig zu beschaffen. 
Ein Mittel hiezu erblicken wir in einer weiteren 
Lockerung der Kontingentierung. Notwendig er- 
scheint uns auch, eine weitere Steigerung der 
Fleischpreise hintan zu halten. Die Schlachtvieh- 
preise haben eine Höhe erreicht, die auch von mass- 
gebenden Kreisen der Landwirtschaft als genügend 
bezeichnet wird. Die heutigen Verhältnisse sollten 
auch Veranlassung geben, für den Import von 
Schlachtvieh Erleichterungen zu schaffen und ins- 
besondere auch die von Bundes wegen auf Import- 
vieh erhobenen Mehrpreise zur Verbilligung der 
Fleischpreise, namentlich für die notleidenden Be- 
völkerungskreise, zu verwenden. 

Ein weiterer Punkt, den wir zur Beachtung 
empfehlen, ist die Aufhebung des heute noch be- 
stehenden Zuschlagszolles von Fr. 20.— per 100 kg 
auf Speiseöl. Die Festsetzung des Preiszuschlages 
von Fr. 20.— per 100 kg für die gesamte Olivenöl- 
einfuhr bewirkt im Detailverkauf eine für den Kon- 
sumenten fühlbare Belastung. Wir sind der Auf- 
fassung, dass diese Preiszuschläge, die vom Bund 
aus rein finanzpolitischen Erwägungen erhoben wer- 
den, nicht mehr gerechtfertigt sind und im Hinblick 
auf die allgemeine Lebenshaltung aufgehoben wer- 
den sollten. Dieser Zollzuschlag für Oel zum Bei- 
spiel bedeutet eine einseitige Belastung der Konsu- 
menten, ohne Vorteil für irgend eine Produzenten- 
gruppe, was unseres Erachtens in der heutigen Zeit 
nicht verantwortet werden kann. 

Wir gestatten uns bei diesem Anlasse auch hin- 
zuweisen auf das an den hohen Bundesrat am 
30. Oktober 1934 übermittelte Begehren, unterzeich- 
net von 567,138 Personen, worin gewünscht wurde, 
es solle bei Verteilung der Kontingente die Deckung 
des Bedarfies und die Produktenverwertung von Ge- 


ı nossenschaften in erster Linie berücksichtigt werden. 


Zu unserm grossen Bedauern müssen wir feststellen, 
dass weder in der Zeit vor der Abwertung noch 
nach der Abwertung diesem Begehren in genügen- 
dem Masse Rechnung getragen wurde, ist es doch 
unserem Verbande auch heute noch nicht möglich, 
die für die Deckung des Bedarfes seiner Mitglieder 
erforderlichen Einfuhrbewilligungen für Import- 
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waren zu erhalten, was ihn in vielen Fällen dazu 
zwingt, Importware im Inland aus zweiter oder drit- 
ter Hand zu kaufen, dafür wesentlich höhere Preise 
anzulegen, als er bei Direktkäufen im Auslande be- 
zahlen müsste, was entschieden nicht auf eine mög- 
lichst billige Versorgung der Konsumenten hinaus- 
läuft. Die ungenügende Berücksichtigung unserer 
Einfuhrbegehren seitens der zuständigen behörd- 
lichen Instanzen berührt uns umso unangenehmer, 
als wir die Warenvermittlung nicht zu Erwerbs- 
zwecken besorgen und je und ie bestrebt waren, in 
erster Linie an der Verwertung der inländischen 
Produktion mitzuhelien. 

Das rapide Steigen der Lebenshaltungskosten, 
das sich in den letzten Wochen geltend gemacht hat, 
überbindet unseres Erachtens der verantwortlichen 
Landesbehörde die Pflicht, den Preisproblemen alle 
Aufmerksamkeit zu schenken und alle Massnahmen 
zu treffen, damit die absolut notwendigen Lebens- 
mittel und Bedarisgegenstände, die vom Ausland 
bezogen werden müssen, möglichst ohne fiskalische 
Belastung durch den Staat eingeführt werden kön- 
nen und zwar in Berücksichtigung derjenigen Län- 
der und Einkaufsperioden, die sich für eine günstige 
Bedarisdeckung als geeignet erzeizen. Aus diesem 
Grunde scheint uns eine weitergehende Lockerung 
der Kontingentierung als bis anhin unerlässlich. 


Wir vertreten allgemein die Auffassung, dass 
der Bundesrat überhaupt in allen Fällen, wo durch 
die Bundesgesetzgebung in irgend einer Weise eine 
Verteuerung der Abgabepreise der Waren bewirkt 
wird, durch entsprechende Revisionsbeschlüsse eine 
Erleichterung schaffen soll. 


Wenn die für die Frankenabwertung verant- 
wortlichen Instanzen eine anhaltende Belebung 
unserer Wirtschaft und insbesondere der Export- 
industrie usw. erreichen wollen, scheint es absolut 
notwendig, auf eine wirkungsvolle Eindämmung der 


Teuerungswelle hinzuarbeiten, soweit dies im Be- 
reich der Macht der staatlichen Organe liegt. Eine 
weitere Zunahme der Teuerung hätte unabwendbar 
Lohniorderungen der am meisten betroffenen un- 
selbständig erwerbenden Kreise zur Folge. Es er- 
gäben sich daraus Konflikte, die eine geordnete Ab- 
wicklung unseres Wirtschaftslebens stören und mit 
der Zeit den Vorteil, der von den Befürwortern der 
Frankenabwertung für das Land erwartet wurde, 
wieder illusorisch machen würden. Es ist deshalb 
wichtigste Aufgabe der mit der Leitung unseres Lan- 
des betrauten Behörden, alles dasienige vorzu- 
kehren, was eine möglichst billige Belieferung der 
grossen Konsumentenmasse gestattet. Verband 
schweiz. Konsumvereine und Konsumgenossen- 
schaften, alles Organisationen ohne Erwerbscharak- 
ter, die im ausschliesslichen Interesse der Konsu- 
menten zu arbeiten berufen sind, sind nach wie vor 
bestrebt, alle Bestrebungen der Behörden, die auf 
eine möglichst billige Warenbelieferung hinaus lau- 
fen, mit allen Kräften zu unterstützen. Wir glauben 
aber auch der Hoffnung Ausdruck geben zu dürfen, 
dass anderseits die amtlichen Organe es sich ange- 
legen sein lassen sollten, den genossenschaftlichen 
Selbsthilfeorganisationen ihre Aufgabe zu erleich- 
tern, was sich im Interesse der zahlreich zusammen- 
geschlossenen Konsumentenschaft und damit auch 
einer geordneten wirtschaftlichen Entwicklung un- 
seres Staatswesens auswirken wird. 


Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundes- 
präsident, sehr geehrte Herren Bundesräte, die Ver- 
sicherung unserer 


vorzüglichen Hochachtung 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Im Namen der Verwaltungskommission, 
Der Präsident: Der Sekretär: 
Schär. Zellweger. 


Der Leiter der Genossenschaftlichen Zentralbank zu den Fragen der 
Amortisation I. Hypotheken und der Herabsetzung des Zinsfusses, 


Die Generalversammlung der Genossenschaft- 
lichen Zentralbank vom vergangenen Samstag stand 
im Zeichen der Erörterung wichtiger bank- 
politischer Probleme. In einem von persön- 
licher Überzeugung getragenen Referate nahm der 
Leiter der Bank, Herr Direktor Küng, vor allem 
zu zwei Fragen eindeutig und pointiert Stellung: 
Zur Frage der Amortisation I. Hypotheken 
und zu den Bestrebungen zur allgemeinen Sen- 
kung des Zinsfußes. Klar und prägnant und 
mit erfreulicher Offenheit verteidigte Herr Direktor 
Küng, in Ergänzung und zur näheren Begründung 
der Ausführungen im Jahresbericht (s. « Schweiz. 
Konsum-Verein» Nr. 6, 1937), seinen Standpunkt, 
wobei er sich jedoch von vorneherein bewusst war, 
dass nicht alle Zuhörer mit ihm übereinstimmten. 
Dies kam auch in der z. T. sehr temperamentvoll ge- 
führten Diskussion zum Ausdruck, in der vor 
allem von baugenossenschaftlicher Seite — sicher 
auch mit guten Gründen die Stellungnahme der 
Bankleitung zur Frage der Amortisation der I. Hy- 
pothek und zur allgemeinen Zinspolitik einer Kritik 
unterzogen wurde. An der Diskussion beteiligten 
sich die Herren Arnold-Basel, Prof. Frauchiger- 
Zürich, Richardet Schaffhausen und Stoll-Basel. 


Nach gewalteter Diskussion hiess die Versamm- 
lung, die von Herrn Dr. Jaeggi, Präsident des 
Verwaltungsrates der Bank, geleitet wurde und an 
der 86 Anwesende ein Anteilscheinkapital von Fran- 
ken 8,775,000 vertraten, den Geschäftsbericht sowie 
die Bilanz per Ende 1936 einstimmig gut und erteilte 
dem Verwaltungsrat Decharge. 

Aus dem Nettoertrag pro 1936 von Franken 
786,600.— werden gemäss Antrag des Verwaltungs- 
rates Fr. 528,700.— zur Verzinsung der Anteil- 
scheine ä 5% (wie in den Vorjahren) verwendet, 
Fr. 150,000. dem Reservefonds überwiesen und 
Fr. 107,900.— auf neue Rechnung vorgetragen. 

Verwaltungsrat und Kontrollstelle wurden ein- 
stimmig für eine weitere Amtsdauer bestätigt. 

Da bestimmt weit über den Kreis der im Frei- 
dorf Versammelten hinaus ein Interesse an den Aus- 
führungen des Leiters unserer Bank. besteht, seien 
sie im folgenden zum Abdruck gebracht. Herr Direk- 
tor Küng führte aus: 


Es ist mir eine grosse Genugtuung, dass Ihnen 
die Genossenschaftliche Zentralbank auch für das 
vergangene Jahr einen Abschluss zur Genehmigung 
unterbreiten kann, der inallen Teilen befrie- 
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digend ist. Der Ertrag gestattet wiederum eine 
5-prozentige Verzinsung der Anteilscheine und eine 
Zuweisung an den Reservefonds von Fr. 150,000.—, 
womit derselbe nun auf Fr. 1,300,000.— ansteigt. 
Gemessen an der Bilanzsumme ist ja das allerdings 
noch nicht ein überwältigender Betrag. Aber es ist 
auch zu beachten, dass wir noch ein iunges Institut 
sind, das sich die Reserven zuerst verdienen muss, 
und vom Nichts bis zur ersten Million ist der Weg 
bekanntlich sehr weit, erst recht in Zeiten, wie wir 
sie nun bald ein Jahrzehnt durchgemacht haben. 
Immerhin, der Anfang ist gemacht, die erste Million 
ist überschritten, und mein ganzes Streben geht da- 
hin, den Unterbau unserer verhältnismässig noch 
iungen Bank immer mehr zu stärken und zu unter- 
mauern. Eine Befriedigung habe ich wenigstens da- 
bei und dürfen auch Sie heute schon haben: Unser 
Reservefonds ist nicht durch alle möglichen Risiken 
innerlich in Anspruch genommen, er ist nicht nur auf 
dem Papier vorhanden, sondern ist auch wirklich 
da. Und gerade die betrüblichen Erfahrungen mit 
den vorgekommenen Bankzusammenbrüchen oder 
Sanierungen haben uns ia wieder einmal mehr be- 
stätigt, dass es oft weniger auf grosse Bilanzzahlen 
oder buchmässige Reserven ankommt, als vielmehr 
darauf, ob die ausgewiesenen Aktiven innerlich auch 
wirklich vollwertig sind oder nicht. Das ist bei der 
Beurteilung einer Bankbilanz viel wichtiger als die 
Reserven, die ja grundsätzlich wohl sehr schön und 
sicher auch recht nützlich sind, praktisch aber mit- 
unter bedeutungslos werden, wenn, wie uns ja ge- 
wisse Beispiele zeigten, darüber hinaus die Ge- 
schäfte der Bank bereits Risiken involvieren, die 
den Wert des Eigenkapitals ganz oder teilweise in 
Frage stellen. Es wäre deshalb verfehlt, wollte man 
die Reserven zum alleinigen Kriterium für die Boni- 
tät eines Unternehmens machen, indem die wahre 
Sicherheit eines Instituts letzten Endes doch vor 
allem auf einer einwandfreien Qualität der Anlagen 
beruht. Das ist bei der Zentralbank nach meiner 
vollen Überzeugung der Fall, so dass ich schon 
sagen darf, dass, wenn uns ietzt auch vorderhand 
noch nicht Reserven in Millionenbeträgen zur Ver- 
fügung stehen, unsere Einleger angesichts der so- 
liden Struktur unseres Aktivgeschäftes 
dennoch weitestgehende Garantien für die Sicher- 
heit ihrer uns anvertrauten Gelder besitzen. 

Wir haben uns bei der Beurteilung der Ge- 
schäfte nicht in erster Linie von Rentabilitätsrück- 
sichten leiten lassen, sondern allem voran stand 
immer die Sorge um die Erhaltung des Kapi- 
tals, de Sorge für absolute Sicherheit 
unserer Einleger. Das war und wird auch für 
die Zukunft unser oberstes Geschäftsprinzip sein, 
dem allein wir es auch zu verdanken haben, dass 
wir als iunges, zeitweise in vielleicht allzu rascher 
Entwicklung sich befindendes Institut, auch ohne 
Reserven vollständig intakt durch die vergangenen, 
für die Banken besonders schweren Krisenjahre, 
hindurchgekommen sind. Ich darf hier heute mit 
ruhigem Gewissen feststellen, dass in unsern Ak- 
tiven die Risiken nach menschlichem Ermessen 
wirklich in engsten Grenzen gehalten sind. Nun 
weiss ich ja auch, dass im Bankgeschäft durch alle 
möglichen Umstände und Zufälle Risiken und später 
vielleicht Verluste heranwachsen, die beim Ab- 
schluss des Geschäftes mit dem besten Willen nicht 
vorausgesehen werden können. Mit diesem Faktor 
muss gerechnet werden. Aber wenn wir nur solid 
gedeckte Kredite und erststellige Wohn- 
bauhypotheken bewilligen oder mündel- 
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sichere Staatspapiere erwerben, so sind das 
nach allgemeinen Begriffen mündelsichere Anlagen, 
wie sie u.a. auch für rein staatliche Institutionen 
oder beispielsweise für das unter Staatsaufsicht 
stehende Versicherungsgewerbe vorgeschrieben sind. 
Das will ja nun allerdings noch nicht heissen, dass 
damit überhaupt jegliches Verlustrisiko ausge- 
schlossen ist, und es wird auch so noch immer in 
erster Linie darauf ankommen, ob die Leitung den 
Blick und den richtigen Maßstab für die Beurteilung 
der Geschäfte hat. Wenn natürlich die Liegen- 
schaften durchwegs überbelehnt worden sind oder 
einseitig gewerblichen und industriellen Charakter 
aufweisen, so kann oder muss — möchte ich lieber 
sagen — sich im Laufe der Jahre schon diese oder 
jene unliebsame Überraschung einstellen. Wir haben 
jeweilen alle Geschäfte mit grosser Sorgfalt geprüft 
und immer auf eine normale und gesunde Beleh- 
nungsgrenze gehalten, und die Tatsache, dass von 
dem Dezemberzinsverfall von über 1 Million heute 
nur noch wenige Fr. 4000.— ausstehen, beweist 
Ihnen, dass zurzeit keine notleidenden Positionen 
vorliegen. Selbstverständlich kann sich im Laufe der 
Zeit das Verhältnis der Belehnung zum Verkehrs- 
werte verschieben; aber wenn der Unterhalt der 
Unterpfänder in Ordnung ist und sich auch die Er- 
tragsverhältnisse befriedigend gestalten, so liegt 
deswegen noch lange kein Grund zu Bedenken oder 
gear zur Beunruhigung vor. 

Bei unserm Hypothekenbestand handelt es sich 
sodann zum weitaus grössten Teil um reine Wohn- 
bauhypotheken die sich auf die ganze Schweiz ver- 
teilen. Dieses bedeutende Aktivum sollte uns auch 
für die Zukunft keine ausserordentlichen Über- 
raschungen und Enttäuschungen bringen, sofern in 
unserem Lande nicht eine Wirtschaftspolitik 
betrieben wird, die zwangsläufig eine Entwertung 
der Mieten und damit auch der Liegenschaften nach 
sich ziehen muss, weil die grosse Masse der Bevöl- 
kerung hierfür einfach nicht mehr so viel ausgeben 
kann. Ausserdem sind die Belehnungen ja in einem 
solchen Rahmen gehalten, dass der Mietzins noch 
eine erhebliche Senkung erträgt, bevor für die erste 
Hypothek irgend eine ernsthafte Gefahr erwachsen 
kann. Wenn uns schliesslich in einer Zwangs- 
verwertung als Inhaber des ersten Briefes dennoch 
einmal eine Liegenschaft zufallen sollte, was bisher 
noch nie der Fall war — ja wir hatten überhaupt 
noch gar keine Verwertung durchzuführen so ist 
das eine durchaus normale Erscheinung, die nichts 
Beunruhigendes an sich hat. Kritisch wird für die 
Inhaber der I. Hypotheken, also die Hypothekar- 
institute und Versicherungsgesellschaften, die Sache 
erst, wenn durch eine entsprechende Wirtschafts- 
politik eine allgemeine Entwertung aller Wohnungs- 
bauten heraufbeschworen würde. In einem solchen 
Falle wird man aber nicht den Geldgeber einer 
liederlichen oder unsachgemässen Geschäftsführung 
bezichtigen können, sondern die Verantwortung 
müsste ausschliesslich auf iene zurückfallen, die 
durch eine verfehlte Führung unserer Wirtschaft 
einen solch allgemeinen Entwertungsprozess des 
Liegenschaftsbesitzes ausgelöst haben, dem sich nie- 
mand entziehen könnte. Wir sind ja heute glück- 
licherweise noch nicht so weit, und es ist im Liegen- 
schaftsmarkte eher eine gewisse Beruhigung einge- 
treten, aber es sei angesichts der gegenwärtigen und 
in Zukunft wahrscheinlich noch in vermehrtem 
Maße zu erwartenden Zumutungen an die Konsu- 
menten trotzdem einmal auf dieses Gefahrenmoment 
hingewiesen. 
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Die Gestaltung der Preise und Löhne wird 
auch in bezug auf die Mietzinsverhältnisse insbe- 
sondere beim städtischen Liegenschaitsbesitz von 
weittragender Bedeutung sein. Es soll niemand 
eine Erhöhung der städtischen Liegenschaftspreise 
erhoffen, auch wenn die Gestehungskosten für 
neue Obiekte noch so sehr steigen, solange das 
Einkommen des Einzelnen bei gleichbleibenden 
Löhnen durch erhöhte Preise für die lebenswich- 
tigen Bedürfnisse täglich mehr und schliesslich bis 
an die alleräusserste Grenze des Möglichen in An- 
spruch genommen wird. Der Preis einer Liegen- 
schaft richtet sich nämlich gar nicht nach den ur- 
sprünglichen oder künftigen Gestehungskosten, 
sondern allem voran nach dem Ertrag, und der 
Mietzins kann vernünftigerweise gar nicht steigen, 
solange das Einkommen der Massen durch höhere 
Preise immer mehr in Anspruch genommen wird, 
so dass schliesslich immer weniger für die Miete 
übrig bleibt und die Sorge für deren Aufbringung 
täglich grösser wird. 

Das gibt den Ausschlag in der Bewertung des 
städtischen Liegenschaftsbesitzes und nicht die mo- 
mentanen Gestehungskosten, denn wenn der 
Ertrag nicht da ist, so wird ganz einfach niemand 
mehr bauen, bauen können. Ich habe deshalb heute 
noch die Meinung, dass es ein grosser Trugschluss 
ist, zu glauben, dass mit der Abwertung jede Liegen- 
schaft als sog. Sachwert automatisch eine Höher- 
bewertung erfahren habe. Durch diese Hoffnungen 
wird der Mietpreis im Laufe der Zeit wohl in den 
meisten Fällen einen unliebsamen Strich machen, 
denn Sie sind sicher darin mit mir einig, dass unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen die Voraussetzun- 
gen für generelle Mietzinserhöhungen nichts weniger 
als günstig sind. Im Hinblick auf die gewaltigen 
wirtschaftlichen Werte, die aber gerade im Liegen- 
schaftsbesitz für Wohnungszwecke auf dem Spiele 
stehen, ist dringend zu hoffen, dass in den kommen- 
den Auseinandersetzungen über die Preis- und 
Lohnpolitik diese wichtigen Interessen nicht aus den 
Augen verloren werden. Und dass diese Ausein- 
andersetzungen kommen werden und müssen, ist 
angesichts der beständig ansteigenden Preiskurve, 
welche die Öffentlichkeit bereits heute schon in 
ausserordentlichem Maße beschäftigt und in Zukunft 
wohl noch viel mehr beschäftigen wird, ohne wei- 
teres klar. Es zeigt sich halt jetzt immer deutlicher 
— woran ich im übrigen nie gezweifelt habe — dass 
eine Abwertung ohne Preissteigerungen in einem 
Imvortland, wie es die Schweiz ist, nun einmal nicht 
möglich ist, ia, wie die Entwicklung in eindrucks- 
voller Weise zeigt, anscheinend nicht einmal für 
die klassischen Landesprodukte wie Milch, Butter, 
Käse und Vieh, geschweige denn für reine Import- 
waren. Dabei nehme ich an, dass wir erst am An- 
fang dieser Entwicklung stehen, und die Konsu- 
mentenschaft wird sich meines Erachtens künftighin 
wohl noch auf allerhand gefasst machen müssen! 

In bezug auf das Hypothekargeschäft möchte 
ich in Ergänzung einer Auslassung in einem früheren 
Jahresbericht einen weiteren Punkt berühren, der 
vom Gläubigerstandpunkte aus alle Aufmerksam- 
keit verdient. Das betrifft die Frage der Amorti- 
sationen auf erststelligen Hypotheken. 
Ich weiss ja wohl, dass in dieser Beziehung nicht 
alle mit mir einverstanden sind, aber es wäre einer 
ein schlechter Bankier, wenn er immer nur das tun 
würde, was den Kunden und der Öffentlichkeit am 
besten gefällt. Diese Praxis käme am Ende auch uns 
recht teuer zu stehen, wie das andernorts auch 
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schon der Fall war. Ich lasse mich deshalb in meiner 
Auffassung durch keine falsche Kritik beirren und 
gehe den Weg, den die Interessen der Zentralbank 
oder, besser gesagt, unserer Einleger zur Not- 
wendigkeit machen. Nur wer die Risiken so recht- 
zeitig kommen sieht, dass ihnen auch noch wirksam 
begegnet werden kann, wird erfolgreich bestehen 
und Verluste in erträglichem Rahmen halten können. 
Und da muss ich sagen, dass in dem natürlichen 
Entwertungsprozess einer Liegenschaft für den Hy- 
pothekargläubiger im ersten Rang ohne entspre- 
chende Abzahlungen an die Kapitalschuld ein Ge- 
fahrenherd schlummert, der nicht unterschätzt wer- 
den darf und dem es rechtzeitig zu begegnen gilt. 
Aus dieser Erkenntnis heraus haben wir uns im ab- 
gelaufenen Jahre mit unsern Hypothekarschuldnern 
in Verbindung gesetzt, um in jenen Fällen, wo dies 
noch nicht der Fall war, in Zukunft periodische 
Abzahlungenineinerfür den Schuldner 
durchaus erträglichen Höhe von Yo 
bis 1% max. p.a. zu verlangen. Ich freue mich, 
sagen zu dürfen, dass der überwiegende Teil un- 
serer Schuldner auf diesen Vorschlag eingetreten 
ist. Damit werden nun diese Darlehen nicht auf Zeit 
und Ewigkeit im selben Betrage bestehen bleiben, 
sondern sukzessive abbezahlt, womit dem natür- 
lichen Wertverminderungsprozess eini- 
germassen begegnet werden kann. Die Hypothek 
wird auf die Dauer also auch ihrem wirklichen 
Werte nach ein erstrangiger Titel bleiben und nicht 
immer mehr in die Risiken der nachgehenden 
Briefe hineinwachsen. 

Leider war es bisher nicht möglich, alle unsere 
Hypothekarschuldner für diese sicher sehr ver- 
nünftigen und in allseitigem Interesse liegenden Vor- 
schläge zu gewinnen. Ich bedaure besonders, dass 
wir unter andern auch bei einzelnen gut fundierten 
Baugenossenschaften kein Verständnis hierfür ge- 
funden haben, ja gar zum Teil auf heftige grund- 
sätzliche Opposition gestossen sind, obschon doch 
gerade bei ihnen, die doch fast ausschliesslich mit 
fremdem Gelde arbeiten, eine systematische und 
möglichst weitgehende Schuldentilgung erst recht 
am Platze wäre. Nun weiss ich ja auch, dass man 
nicht mehr abbezahlen kann, als man selber ein- 
nimmt, aber gerade aus diesem Grunde haben wir 
ja diese Amortisationen nicht als unabänderliche 
Massnahme gedacht, sondern vollständig auf den 
Boden der Freiwilligkeit gestellt in der Mei- 
nung, dass wenigstens in den Fällen Abzahlungen 
geleistet werden, wo es die Verhältnisse ge- 
statten, damit die Überschüsse nicht für alles 
Mögliche andere verwendet werden, nur nicht für 
Abzahlungen. Ich anerkenne im übrigen gerne, dass 
wir mit allen auf gemeinnütziger Basis aufgebauten 
Baugenossenschaften, denen wir Hypotheken bewil- 
liegt haben, bisher sozusagen ausnahmslos nur die 
besten Erfahrungen gemacht haben. Die Liegen- 
schaften werden sorgfältig unterhalten, die Verwal- 
tung ist gut, und die Zinszahlung erfolgt immer 
äusserst pünktlich. Alles Gründe, die den Verkehr 
mit ihnen zu einem ausserordentlich erspriesslichen 
und angenehmen machen. Und wenn nun in der 
Frage der Abzahlungen unsere Auffassungen in ein- 
zelnen Fällen auseinandergehen, so soll das den 
gegenseitigen guten Beziehungen keinen Abbruch 
tun. Die Auseinandersetzung möge korrekt und 
sachlich erfolgen, und wenn ich hier zu dieser Frage 
Stellung nehme, so tue ich es nicht, um irgend 


welche Kritik an ihnen zu üben, sondern um unsern 
Standpunkt darzulegen und für unsere Auffassung 
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zu werben, aus der Überzeugung heraus, dass ge- 
rade bei den Baugenossenschaften allen voran im- 
mer vorbildliche Verhältnisse bestehen sollen. 

Und da möchte ich in diesem Zusammenhange 
hier einmal mit allem Nachdruck darauf aufmerk- 
sam machen, dass man mit dem immer wiederkeh- 
renden Hinweis, dass ja auf den nachfolgenden Hy- 
potheken regelmässige Abzahlungen geleistet wer- 
den, dem Problem, so wie es sich für den Inhaber 
der I. Hypothek stellt, in keiner Weise näher kommt. 
Die blosse Schuldentilgung der nachgehenden Briefe 
mag vom Standpunkt des Schuldners ia genügen. 
Bei der heutigen Verfassung des Liegenschafts- 
marktes, wo nicht nur Tausende von Wohnungen 
leer stehen, sondern auch der Mietertrag in stän- 
diger Rückbildung begriffen ist, genügt sie aber für 
den Inhaber der ersten Hypothek noch nicht. Für 
ihn ist die Sache damit nicht gelöst. Was nützt es 
ihm, wenn hinter ihm alle Schulden getilgt werden, 
er selber aber keinen Rappen erhält und Jahr und 
Tag dieselbe Forderung besitzt, während inzwischen 
durch Verschlechterungen in der Mietzinslage und 
natürliche Wertverminderung seine Hypothek nicht 
mehr 60, sondern 80, ja vielleicht 100 Yo und mehr 
des effektiven Wertes ausmacht Dabei sind unter 
Umständen die nachgehenden Gläubiger, die für die 
Inhaber der ersten Hypothek im Falle einer Zwangs- 
verwertung stets eine gewisse Garantie darstellen, 
inzwischen zu ihrem Gelde gekommen, womit er 
noch der einzige Interessent am Unterpfande ist. 


In einer I. Hypothek sollen die Risiken auf das 
möglichste Minimum beschränkt bleiben, wenn sie 
ihren Charakter als mündelsichere Anlage behalten 
soll. Aus diesem Grunde sind regelmässige Ab- 
zahlungen notwendig, die es allein ermöglichen, im 
Zeitenlaufe den Schuldbetrag in einem einiger- 
massen normalen Belehnungsverhältnis zu dem 
Verkehrswerte des Unterpiandes zu halten, und 
wenn das auf dem Boden der Freiwilligkeit nicht 
geht, so möge der Gesetzgeber mit Zwangsamorti- 
sationen für eine einwandireie Ordnung sorgen. 
Neben der ordentlichen Abzahlung auf der II. Hy- 
pothek sollte deshalb parallel auch die Tilgung der 
ersten laufen, und in jenen Fällen, wo die Tilgungs- 
quote auf dem II. Titel so hoch ist, dass für wei- 
tere Amortisationen nichts mehr übrig bleibt, ist 
der Abzahlungsbetrag so zu bemessen, dass auch 
für den I. Titel eine bescheidene Amortisation mög- 
lich ist, womit sich ja auch automatisch die Stel- 
lung des nachgehenden Gläubigers verbessert. 


Mit der verhältnismässig kleinen Quote von 
1/,0/u kommen wir in 10 Jahren um 5 Yo, in 20 Jah- 
ren um 10% zurück, usw., und erhalten damit ge- 
sunde Verhältnisse im Hypothekargeschäft. Daran 
hat ja auch der Schuldner selber das aller- 
grösste Interesse, und ich muss gestehen, dass es 
mich ausserordentlich überrascht, dass auch der 
Hausbesitzerverein diese wohlbegründete Mass- 
nahme zum Gegenstand scharfer Angriffe auf die 
Banken gemacht hat, Angriffe, denen sich natürlich 
hinterher auch die hohe Politik anschliessen musste. 
Interessenwahrung ist ja schön und recht, aber man 
sollte dann diese Interessen wirklich auch richtig ab- 
abwägen und nicht nur die Augenblicksvorteile 
sehen. Und da glaube ich, dass gerade der Haus- 
besitzerverein sich vielleicht im Laufe der Zeit 


durch den Gang der Dinge wird belehren lassen 
müssen, dass das Vorgehen der Hypothekarbanken 
nicht ganz so unmotiviert war, wie es ihm am An- 
fang vorgekommen ist. Wenn wir nicht rechtzeitig 


für einen gesunden Aufbau im Hypothe- 
kengeschäft sorgen, so werden uns die Ver- 
hältnisse ganz einfach früher oder später dazu zwin- 
gen, und heute hat es oft den Anschein, als ob bald 
niemand mehr an die Bezahlung einer ersten Hypo- 
thek denkt. Das ist ein höchst gefährlicher Zustand! 
Es kann damit sehr leicht einmal der Fall eintreten, 
dass Banken und Versicherungsgesellschaften ge- 
zwungen werden, im Interesse der unbedingt not- 
wendigen Sicherheit ihrer Einleger oder Ver- 
sicherten, ihr Hypothekargeschäft aufeine 
vollständig neue Basis zu stellen und die 
bisher sehr liberalen Belehnungsbestimmungen der- 
art zu revidieren, dass dann nicht mehr 60 Yo, son- 
dern vielleicht nur noch 30—40-prozentige 
Belehnungssätze in Frage kommen, wie das 
im Ausland teilweise heute schon der Fall ist. In 
einem Moment, wo das landwirtschaftliche Ent- 
schuldungsproblem Räte und Volk derart beschäf- 
tiet und man sorgenvoll nach einer Lösung sucht, 
sollte man eine so vernünftige Massnahme, die im 
Wohnungsbau derartige Folgen und Konsequenzen 
ausschaltet, wie wir sie im landwirtschaftlichen 
Gütergeschäft nun leider haben, nicht sabotieren, 
vielmehr nach Kräften unterstützen. Damit dienen 
wir einer guten und in vielseitigem Interesse liegen- 
den Sache besser als mit unfruchtbarer Opposition 
und kurzsichtiger Quertreiberei. 


Es sei schliesslich noch darauf hingewiesen, 
dass bei einzelnen mächtigen Hypothekarinstituten, 
wie die Hypothekarkasse Bern, Credit Foncier Vau- 
dois etc., es überhaupt nie etwas anderes gegeben 
hat als Amortisationshypotheken, und was an einem 
Ort möglich ist ohne wirtschaftliche Schädigung, 
wie die Praxis lehrt, im Gegenteil, mit ausgezeich- 
netem erzieherischem Effekt, dürfte auch andern- 
orts mit gutem Willen und vernünftiger Einsicht 
keine Unmöglichkeit sein. Heute ist es noch Zeit, 
sich umzustellen. Wenn man es indessen nicht für 
notwendig erachtet, den einzig richtigen und auch 
gangbaren Weg einzuschlagen, so möge man sich 
dann aber auch nicht wundern, wenn später einmal 
die entsprechenden Konsequenzen aus einer ver- 
fehlten Handlungsweise entstehen und die Hypothe- 
karinstitute entweder über ihr sog. mündelsicheres 
Hypothekargeschäft stolpern, zum Schaden ihrer 
Einleger und des ganzen Landes überhaupt, oder 
dann eben rigorose Massnahmen zur Wahrung ihrer 
Interessen ergreifen. 


Ich wollte nicht verfehlen, im Hinblick auf die 
vielfach unsachliche Behandlung dieser Materie in 
der Öffentlichkeit im abgelaufenen Jahre hier ein- 
mal eine andere Auffassung zum Ausdruck zu brin- 
gen, die sich wohlverstanden nicht etwa aus Rück- 
sichtnahme auf die Banken ergibt — wir haben ja 
keine besondere Veranlassung hierzu — sondern 
aus der Sorge um die Sicherheit der den 
BankenindemgutenGlaubenaneine ge- 
wissenhafte Verwaltung anvertrauten, 
vielfach sauer verdienten Ersparnisse. 
Und zu einer gewissenhaften Verwaltung gehört es 
eben auch, darüber zu wachen, dass der Hypothe- 
kenbestand innerlich gesund bleibt, damit man nicht 
eines Tages einer Phalanx von Verlustrisiken 
gegenübersteht und die heute immer noch erstklas- 
sige Hypothekaranlage in der Öffentlichkeit in 
Misskredit gerät. Wie schnell das bisweilen mög- 
lich ist und welche Folgen das nach sich ziehen 
kann, haben wir ia im letzten Jahre sehr eindrück- 
lich gesehen. Es war fast eine Unmöglichkeit, selbst 
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allerbeste I. Hypotheken zu placieren, und das nicht 
etwa nur ausschliesslich wegen der vorhandenen 
Krediteinengung, sondern in weitgehendem Maße 
auch wegen der skeptischen Beurteilung, die der 
Wohnungs- und Liegenschaftsmarkt damals gefun- 
den hatte. Es gilt darum, sich rechtzeitig vorzu- 
sehen, und es ist dringend zu wünschen, dass die 
Öffentlichkeit diesen anerkennenswerten Bestrebun- 
gen in Zukunft mit grösserem Verständnis gegen- 
übersteht, als es bisher leider vielfach der Fall ge- 
wesen ist. (Schluss folgt.) 


Der A.C.V. beider Basel 
im Jahre 1936. 


Auch das 71. Geschäftsiahr des Allgemeinen 
Consumvereins beider Basel stand weiterhin im 
Zeichen der wirtschaftlichen Depression. Trotz der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten jedoch, die das 
Jahr 1936 mit sich gebracht hat, schliesst die Rech- 
nung unserer Genossenschaft, dank der Treue der 
Mitglieder und dank zweckmässiger und vorsich- 
tiger Geschäftsführung, befriedigend ab. 

Der Warenumsatz erreichte die Summe von 
rd. 53,930,100 Fr. und hat gegenüber dem Vorjahr 
eine Zunahme von 1,020,300 erfahren. Bei den ein- 
zelnen Geschäftszweigen zeigt sich folgendes Um- 
satzbild: 


1936 1935 
Warengeschäft 13,863,500 13,266,800 
Bäckereigeschäft 3,856,100  3,700,300 
Wein-, Bier- und Mineralw. assergeschäft 3,708,200  4,043,900 
Schlächtereigeschäft - ... 8,060,400  7,810,000 
Obst- und Gemüsegeschäft 3,523,300  3,381,400 
Bıennmaterialgeschäft 2,223,300  2,055,300 
Milchgeschäft 9,665,300 9,688,300 
Schuhgeschäft 1,912,000  1,956,800 
Haushaltungsgeschäft 1,842,700 1,898,800 
Zweigverwaltung Oberwil 718,400 637,400 
Manufakturwarengeschäft 1,382,700  1,398,700 
Kaufhaus Cardinal 2,525,800  2,435,700 
Alkoholfreie Restaurants 648,400 636,400 


Nach Vornahme von angemessenen Abschrei- 
bungen auf Immobilien, Mobilien, Wertschriften und 
nach Verwendung von 25,000 Fr. für Vergabungen 
und 48,000 Fr. für Sterbefall-Unterstützungen bleibt 
ein Netto-Überschuss von 4,111,400, der nach Fin- 
lage von 250,000 Fr. in den Reservefonds, mit 
3,838,000 Fr. für die Ausrichtung einer Rückvergü- 
tung von 9% Verwendung findet. Auf neue Rech- 
nung werden 39,100 Fr. vorgetragen. 


Die Bilanz mit einer Gesamtsumme von 
44,012,800 weist u.a. folgende Posten auf: 
Aktiven. 
Kassa, Bankguthaben, Wertschriften . 2,569.000 
Warenvorräte Nr : 6,432,000 
Baukredite 129,000 
Hypotheken 8,646.000 
Beteiligungen 1,003,000 
Mobilien 442,000 
Immobilien 23,600,000 
Passiven. 
Depositen- und Oeeoneneutähen | der Mitglieder 25,985,000 
Kreditoren & „TR, 6,364,000 
Dienstkautionen und Baugarantien s 572,217 
Amortisationsfonds für Immobilien . 500,000 
Reserven anfangs 1937 5,872,000 


Die Warenbezüge beim V.S.K. betragen im 
Jahr 1936 30,395,000 At Anderseits lieferte der 
A.C.V. durch den V.S.K. für 1,103,200 Fr. Waren 
an andere Verbandsvereine. 

Der Mitgliederbestand ist von 59,711 auf 
60,424 gestiegen. Die Durchschnittskonsumation be- 


trägt im Jahr 1936 pro Mitglied Fr. 892.50. Die Zahl 
der Verkaufsstellen bleibt mit 190 Warenläden, 
43 Schlächtereiläden, 12 Schuhläden, 3 Manufaktur- 
warenläden, 1 Haushaltungsartikelladen und 2 Kauf- 
häusern gleich wie im Vorjahr. Des weitern werden 
2 alkoholfreie Restaurants betrieben; mit einer Dur 
theke besteht ein Markenvertrag. 


Am Schluss des Rechnungsiahres 1936 standen 
1932 Angestellte (Ende 1935 2000) im Dienste des 
A.C.V. beider Basel. Die Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen blieben unverändert. 


Durch das am 3. Oktober 1936 von den Stimm- 
berechtigten angenommene Basler Arbeitsrappen- 
gesetz wurde ein neuer Weg zur Milderung der 
Wirtschaftskrisis beschritten (Erhebung einer Ab- 
gabe von 1% auf alle im Kanton Basel-Stadt er- 
zielten Arbeitseinkommen). In Übereinstimmung 
mit den Einführungsbestimmungen dieses Gesetzes 
hat der A.C.V. beider Basel die mit den Personal- 
organisationen bestehenden Tarifverträge für die 
Gültigkeitsdauer der Gesetzesvorlage grundsätzlich 
verlängert 


Warengeschäft. Der Umsatz hat sich nicht nur wertmässig, 
sondern auch mengenmässig erhöht. 


Bäckereigeschäft. Das Geschäftsiahr 1936 brachte trotz 
einer kleinen Umsatzvermehrung keine wesentliche Verbesse- 
rung des finanziellen Ergebnisses, Schuld daran ist die be- 
trächtliche Preissteigerung für Rohmaterialien. Die neue Ein- 
richtung der Brotbäckerei (Turnusöfen) hat sich im vergange- 
nen Betriebsiahr sehr gut bewährt. 


Wein-, Bier- und Mineralwassergeschäft. Die anhaltende 
Krise, besonders im Baugewerbe, sowie der nasse, kühle 
Sommer haben den Umsatz an Getränken ungünstig beein- 
flusst. Der Umsatz an Wein ist um ca. 470 hl zurückgegangen; 
Flaschenbier um ca. 2800 hl. Der Verkauf an Siphon, Limo- 
naden und Mineralwasser hat ebenfalls abgenommen. Hingegen 
ist der Süssmostverkauf gestiegen. 


Schlächtereigeschäft. Unter dem Schutze der behördlichen 
Massnahmen erreichten die Schlachtviehpreise einen derart 
hohen Stand, dass ein starker Rückgang des Fleischverbrauchs 
die unausbleibliche Folge war. Schon das II. Quartal 1936 wies 
nach der Statistik des Eidg. Volkswirtschaftsdepartementes in 
den 42 grössten Städten und Ortschaften der Schweiz einen 
Rückgang von 14% auf, Der durchschnittliche Fleischver- 
brauch pro Kopf der Bevölkerung des Kantons Basel-Stadt ist 
1936 auf 70 kg gesunken, gegen 83 kg im Jahre 1935. Die Aus- 
sichten für die Zukunft sind unbefriedigend, wenn es nicht 
gelingt, durch mässige Preise den Fleischverkauf wiederum zu 
steigern. Der A.C.V. beider Basel führt in zwei Läden den 
Verkauf billiger Fleischsorten durch, um auch den minder- 
bemittelten Mitgliedern Gelegenheit zu geben, sich zu mög- 
lichst mässigen Preisen eine immer noch gute Qualität Fleisch 
zu beschaffen. 


Obstgeschäft. Mit einer Umsatzsteigerung von Fr. 142,000 
wurde im Jahr 1936 der Höchstumsatz seit Bestehen dieses 
Geschäftszweiges erreicht. 


wie auch wert- 
Das finan- 


Brennmaterialgeschäft. Sowohl mengen-, 
mässig ist eine Umsatzsteigerung zu verzeichnen. 
zielle Ergebnis ist wiederum befriedigend. 


Milchgeschäit. Der Milchumsatz ist bedauerlicherweise 
wiederum um 70,000 Liter hinter dem voriährigen zurück- 
geblieben. Dank unserer gut ausgebauten Kontrolle, die sich 
vom Produzenten bis zum Konsumenten erstreckt, ist die 
Belieferung unserer Mitglieder mit gesunder und gehaltvoller 
Milch während des ganzen Jahres gewährleistet. Der Verkaui 
an Butter, Rahım und Käse ist gestiegen. 


Schuhgeschäit. Der nasse Sommer und der milde Winter 
wirkten sich auf den Verkauf von Saisonartikeln sehr un- 
günstig aus. Der gute Verkauf im Eigenfabrikat Coop, speziell 
in den hygienisch gebauten Coop-Reformschuhen hat im Be- 
richtsiahr angehalten. Der Umsatz unserer Reparaturwerkstatt 
ist gestiegen und auch für das Schirmgeschäft war der nasse 
Sommer umsatzfördernd. 


Haushaltungsartikelgeschäit. Der relativ mässige Minder- 
umsatz von 3% hat seine Ursache in den ausserordentlich 
schlechten Saisonverhältnissen des Jahres 1936, die den Ver- 
kauf in Sommer- und Wintersportartikeln, Sterilisiergläsern 
und dergleichen stark beeinträchtigten. 
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Zweigstelle Oberwil. Der Umsatz konnte mengen- und 
wertmässig gesteigert werden. Hauptsächlich in Futtermitteln, 
Sämereien und Papeteriewaren wurden grössere Quantitäten 
umgesetzt. 

Manufakturwarengeschäft. Bei einem kleinen wertmässigen 
Rückgang konnte der mengenmässige Umsatz etwas erhölıt 
werden. 

Kaufhaus Cardinal. Die wertmässige Umsatzerhöhung be- 
trägt 3,7% (Abwertung!). 


Alkoholireie Restaurants. Im Restaurant Pomeranze wur- 
den pro 1936 151,977 Essen serviert, was gegenüber 1935 eine 
krisenbedingte Verminderung von 12% ausmacht. Der wert- 
mässige Umsatzrückgang beträgt 3,69%. Im Restaurant 
St. Clara konnte der Umsatz sowohl mengen- wie wertmässig 
gesteigert werden. 


Zum Schlusse ist es noch interessant, zu er- 
fahren, dass der Gesamtumsatz des A.C.V. beider 
Basel seit seinem Bestehen, d.h. vom Jahr 1866 bis 
1936, die Höhe von 1,463,948,000 ausmacht und dass 
in der gleichen Zeitspanne an die Mitglieder total 
Fr. 88,567,500.— Rückvergütungen ausgerichtet 
wurden. Ko. 


Verschiedene Tagesfragen. 


Der Detailhandel in der modernen Wirtschait. 
(Korr.) Ueber dieses Thema sprach kürzlich auf 
Anregung der St. Galler «Arbeitsgemeinschaft Frau 
und Demokratie» sowie der Frauenzentrale in 
St. Gallen Herr Kantonsrat Rieser, Präsident 
des Detaillistenverbandes des Kantons St. Gallen. 
Der Vortrag hatte starken Besuch aufzuweisen; 
neben den in Mehrheit anwesenden Frauen scheinen 
besonders Epa und Migros ihre Leute zu der Ver- 
sammlung dirigiert zu haben; aber auch die beiden 
Warenhäuser waren durch ihre Vertrauensleute ver- 
treten. Was uns an den Ausführungen Herrn Riesers 
angenehm berührte, das war — wenn wir seine prin- 
zipielle Einstellung zur Privatwirtschaft übergehen 
— seine freimütige Sprache zur Preispolitik des 
Bundesrates im allgemeinen und zu dessen Stellung- 
nahme und Beschlüssen seit der Abwertung. In die- 
sem Zusammenhang sprach er nicht nur von ver- 
fehlten Anordnungen des Bundesrates, sondern auch 
von «harten Köpfen in Bern»; seine wirtschaftliche 
Diktatur passe schlecht in eine wirtschaftliche De- 
mokratie hinein. Die Genossenschaftsbewegung 
wurde vom Referenten nur kurz erwähnt, während 
er bei den Einheitspreisgeschäften und der Migros 
läneere Zeit verweilte, deren Preisdruck er für 
unsere Volkswirtschaft als schädlich bezeichnete. 
Insbesondere kritisierte er die Praktiken der Epa, 
die ein ausländisches Gewächs sei und nicht in das 
schweizerische Milieu hineinpasse. 

In der lebhaften Aussprache ritt Herr Direktor 
Müller von der Konservenfabrik Winkeln eine 
Attacke für die Migros, obwohl er im selben Atemzug 
sich zuerst dagegen verwahrte, dass er von der Ver- 
sammlungsleiterin als «Freund der Migros» bezeich- 
net worden war. Seine Ausführungen waren nichts 
anderes als die schon oft gehörte Schallplatte der 
Lobeshymnen auf Herrn Duttweiler; neu war dem 
Schreibenden nur, dass er nicht nur die Waren- 
häuser in Schutz nahm, sondern auch die Epa ver- 
teidiete, was ihm den ostentativen Beifall der An- 
gestellten der betreffenden Firmen eintrug. Herr 
Nationalrat Huber vertrat den Standpunkt der 
Genossenschaften. Er freute sich, feststellen zu 
dürfen, dass der Referent sich zur Kaufkraittheorie 
bekannte, um dann den Widersinn aufzuzeigen, der 
darin liegt, dass nach der Praxis des Bundesrates 
den Genossenschaften auf Grund des Warenhaus- 


beschlusses jede Erweiterung unmöglich gemacht 
ist, während der Privathändler neue Geschäfte auf- 
machen kann, so viel er will. Eine solche Praxis 
darf auf die Dauer unmöglich weiter bestehen. Im 
weiteren Verlauf der Diskussion sprach die Ver- 
sammlungsleiterin, Fräulein Weber, ein mutiges und 
zeitgemässes Wort, indem sie die Gedankenlosigkeit 
so vieler Frauen geisselte, die die «billigen» Artikel 
der Einheitspreisgeschäfte kaufen, ohne dabei an 
den Kummer und die vielen Tränen iener Heim- 
arbeiterinnen zu denken, die diese Waren zu einem 
Elendspreis bei allzulanger Arbeitszeit herstellen 
müssen. Dabei hatte sie bewusst jene Kreise im 
Auge, die vermöge ihrer sozialen Stellung in der 
Lage wären, auch einen höheren Preis zu zahlen. 
Diese Ausführungen fanden bei der grossen Mehr- 
heit der Versammlung lebhaften Beifall. Fräulein 
Helbling vom Fabrikinspektorat wies noch auf die 
Tätigkeit der sozialen Käuferliga hin, die bestrebt 
sei, Ware, die unter hygienisch und sozial annehm- 
baren Bedingungen erstellt worden ist, mit einem 
Kennzeichen zu versehen. 


%* 


Der rote Rappen. Der V.O.L.G. hat sich — wie dem 
«Genossenschafter» zu entnehmen ist — jüngst aut eine An- 
(rage von Bern aus für das Rechnen und Preisansetzen mit 
dem Rappen ausgesprochen. 


= 


Genossenschaiter fordern Kartellkontrolle. Das öster- 
reichische Kartell der Baumwollweber bildet 
den Schlusstein in der Kartellierung der österreichischen 
Baumwollindustrie; die Spinnereien und die sogenannte Ver- 
edlungsindustrie sind schon seit langem kartelliert. Der 
Zweck der Kartellierung wurde bald nach der Gründung des 
Kartells offenkundig: schon am 10. Februar traten die ersten 
Preiserhöhungen (20—33%) ein, weitere sollen bald folgen. 
Die Produktion wird beschränkt und kontingentiert werden, 
um den Preisen einen hohen Stand zu sichein. «Der Freie 
Genossenschafter», Fachorgan des Zentralverbandes 
österr. Konsumvereine, übt scharfe Kritik an dieser neuen 
Kartellgründung wegen ihrer preispolitischen Wirkungen und 
fordert die Einführung einer Kartellkontrolle: «Es ist unfass- 
bar, dass dieses Kartell zustande kommen konnte. Seit Mo- 
naten bemüht sich die Regierung, die Wirtschaft aus dem Er- 
starrungszustand, in dem sie sich befindet, zu befreien, die 
hundertfachen Bindungen und Beschränkungen, die sich zum 
Nachteile der Konsumenten auswirken, nach und nach zu be- 
seitigen und die Preisbildung wieder beweglicher zu ge- 
stalten. Wir behaupten nach wie vor, dass dieses Kartell nicht 
nur vollkommen überflüssig war, weil es den Baumwollwebern 
gerade im letzten Jahr gar nicht so schlecht ging. dass eine 
Verteuerung gerechtfertigt wäre, sondern in der Zeit, wo in- 
folge der Preistendenz am Weltmarkte eine Preissteigerung 
nur durch radikale Beseitigung aller Bindungen teilweise 
paralysiert werden kann, geradezu eine Durchkreuzung dieser 
Bestrebungen darstellt. Die Genossenschaftsbewegung wird 
diesen neuen Fall benützen, um die von ihr schon seit Jahren 
eeforderte Einführung einer Kartellkontrolle unter Beischluss 
der Konsumenten mit grösstem Nachdruck zu betreiben.» 


Ein neuer Arbeitsdienst! 


* Am 25. September 1936 ging ein wolkenbruch- 
artiges Gewitter über das Einzugsgebiet des 
Scheltenbaches. Der sonst harmlose Bach trat an 
verschiedenen Stellen aus seinem Bett, riss Brücken 
und Widerlager mit sich und zerstörte so die Weg- 
verbindungen der abgelegenen Höfe mit der Aussen- 
welt. In dieser Juragegend besitzt der V.S.K. zwei 
Höfe, Rothlachen und Lochhaus, mit über 100 
Hektaren Land, Alpweiden und Wald. Hilfe tat not. 
Herr Dr. L. Müller, Mitglied der Verwaltungskom- 
mission des V.S.K., der mit den Leiden und Freu- 
den unserer Bergbauern bekannt ist, beauftragte 
einen Arbeitsausschuss mit den Vorarbeiten zur 
Schaffung eines freiwilligen Arbeitsdienstes. Diese 
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Arbeiten sind erfolgreich abgeschlossen worden. 
Der F.A.D. Solothurn, Stiftung der Kantonalen Ge- 
meinnützigen Gesellschaft, wird nach den Plänen 
des Projektverfassers, Herrn Geometer Brunner in 
Courtötelle, mit 25 ältern Arbeitslosen ans Werk 
gehen. Bund und Kanton subventionieren die Ar- 
beitslöhne mit 80 ’/o. 


| Volkswirtschaft | 


Schweizer Mustermesse 3.—13. April. 


Warum und wie die Schweizer Mustermesse 
geschaffen wurde. 


(Mitg.) Die Schweiz hat in der Gütererzeugung 
und im Güteraustausch der Welt, abgesehen von 
ihrer Stellung als Durchgangsland, von jeher eine 
mehr bescheidene Rolle gespielt. Die Augusttage 
1914 hatten auch diesen verhältnismässig geringen 
Anteil der Schweiz an Welthandel und Weltverkehr 
zerschlagen. 

Entschlossen und unnachgiebig fing das ganze 
Volk an, den immer neu heranwogenden Sorgen sich 
entgegenzustemmen. Das Werk gelang. Das 
völlige Niederbrechen unseres nationalwirtschaft- 
lichen Lebens wurde aufgehalten. 

Das war die Geburtsstunde der Schweizer 
Mustermesse. Am Beispiel von Leipzig hatte man 
schon längere Zeit das ungemein wohltätige Wirken 
einer Mustermesse prüfen können. Die Zeit der alten 
Warenmessen war für immer vorbei. Sie hatten 
keine Stätte mehr gehabt im Umbruch der Zeit und 
waren unter völlig veränderten Verkehrsverhält- 
nissen überflüssig geworden. Es konnte von ihnen 
nur der Gedanke übernommen werden, dass Ange- 
bot und Nachfrage miteinander in unmittelbare Füh- 
lung treten müssen, sofern Geschäfte getätigt und 
dadurch Arbeit, Verdienst und Brot geschaffen wer- 
den sollten. Der Gedanke selbst musste auf dem 
neuen Wege der Mustermesse verwirk- 
licht werden, wo sich Angebot und Nachfrage ıfur 
an Hand von Mustertypen begegnen. Ausschlag- 
gebend für die Wahl dieses Messetyps musste 
weiterhin und vor allem der Umstand sein, dass er 
auf kleinem Raume gleichsam ein umfassendes An- 
gebot der gesamten Gütererzeugung ermöglichte 
und so dem Hersteller der Ware wie dem Kauflieb- 
haber oder Käufer für die geschäftlichen 
Verhandlungen eine Menge Zeit ein- 
sparte. 

Als eines der ersten Länder entschloss sich die 
Schweiz, den neuen Weg der Mustermesse zu be- 
schreiten. Schon 1915 wurde da und dort ein solcher 
Plan erwogen, und von Basel ging die erste An- 
regung aus, eine Schweizer Mustermesse 
ins Leben zu rufen. Im Sommer 1916 beschloss 
Basel grundsätzlich die jährliche Durchführung einer 
Schweizer Mustermesse. . 

So wurde die Schweizer Muster- 
messezurLandesmesse, deren vornehmste 
Aufgabe es ist, heimisches Gewerbe und schweize- 


rische Industrie zu fördern und ihren Erzeugnissen ° 


immer grössern Absatz zu schaffen, vorab im In- 
lande und, soweit möglich, auch im Auslande. 
Zweifler hatten von der ersten Messe, die im 
Frühling 1917 den stolzen Reigen der nachfolgenden 
eröfinete, etwas spöttisch als von einer «Landes- 
ausstellung im Unterstand» gesprochen. Die erste 
Messe war ein voller Erfolg und gab den weit- 
sichtigen schweizerischen Wirtschaftsführern recht. 


Die Schweizer Mustermesse ist eine treue Hüterin 
und Förderin schweizerischen Fleisses und schwei- 
zerischer Tüchtigkeit und wurzelt von Jahr zu Jahr 
fester im Herzen des ganzen Volkes. 


Kurze Nachrichten 


Rückgang des Fleischkonsums. Nach den statistischen 
Erhebungen des Volkswirtschafitsdepartementes aus 42 Städten 
sind im Jahre 1936 die Schlachtungen im Vergleich zum Vor- 
jahr um 9 Prozent zurückgegangen. Der Rückgang macht 
67,642 Stück aus. Rechnet man pro Stück einen Wert von 
durchschnittlich Fr. 500.—, so ergibt sich ein Ausfall von über 
30 Mill. Fr. Daran tragen sowohl die Bauern wie die Metzger. 


Das Nominalkapital der schweizerischen Aktiengesell- 
schaften verminderte sich im 4. Quartal 1936 noch um 1,5 auf 
7906 Millionen Franken gegenüber einem Abbau zwischen 35 
und 177 Mill. Fr. in den einzelnen Vierteliahren seit 1933, 


Wohnbautätigkeit. In 28 Städten wurden für Januar 1937 
66 neuerstellte (Voriahr I41) und 331 baubewilligte (201) Woh- 
nungen gezählt. Mit Bezug auf die Baubewilligungen hat der 
seit Oktober 1936 eingetretene Umschwung im Berichtsmcnat 
angehalten. In den Monaten Oktober-Januar 1936/37 sind in 
den 28 Städten gesamthaft 1399 Wohnungen baubewilligt wor- 
den, gegenüber 945 in der entsprechenden Voriahresperiode. 


Die Kleinhandelsumsätze lagen im Januar 1937 auf den 
Verkaufstag berechnet für Nahrungs- und Genussmittel 12,7 %o, 
für Bekleidungsartikel und Textilwaren 11,7% und im Total 
aller Branchen 12,0% über denen vom Januar des Vorjahres. 


Konkurse und Nachlassverträge. Im Januar 1937 wurden 
107 (Voriahr 124) Konkurseröffnungen und 36 (27) Nachlass- 
verträge im Handelsregister eingetragener Firmen festgestellt. 


Die PTT im Januar. Die Postverwaltung hatte rund 
11,8 (i.V. 11,7) Mill. Fr. Betriebseinnahmen und 10,03 (10,09) 
Mill. Fr. Betriebsausgaben. Nach Abzug der Schuldzinse usw. 
verbleibt ein Reingewinn von rund Fr. 1,3 Millionen, Die Te- 
legraphen- und Telephonverwaltung hatte 83 
(7,8) Mill. Fr. Betriebseinnahmen und 3,07 (3,3) Mill. Fr. Be- 
triebsausgaben. Nach Deckung der Schuldzinse, Abschrei- 
bungen etc. beträgt der Reingewinn zirka 1 Million Fr. Der 
Personalbestand bei beiden Verwaltungen erfuhr eine Ab- 
nahme um 112. 


Der Verband landwirtschaftlicher Genossenschaiten der 
Nordostschweiz, der 102 Sektionen in den Kantonen Aargau, 
Baselland, Basel-Stadt, Bern und Solothurn umfasst, ‘hat in 
seiner stark besuchten Abgeordnetenversammlung einen Kredit 
von Fr. 483,000.— für die Erweiterung seiner Mühlen- und 
Lageranlagen in Basel bewilligt. An diese Bausumme 
leisten der Bund und Basel-Stadt eine Arbeitsbeschaffungs- 
subvention von 98,000 Franken. 


Innenkolonisation. In der politischen Gemeinde Littau- 
Reussbühl (Emmenbrücke, Luz.) wird laut «Aufgebot» gegen- 
wärtig für die Arbeitslosen ein Arbeitsdienst eingeführt, an 
dem schon seit einigen Monaten tatkräftige Männer arbeiten. 
Es ist dies ein grossangelegtes Proiekt einer Innenkolonisation. 
Das Landstück misst 14,000 m?, wo eine kollektive, unter fach- 
kundiger Leitung durchgeführte Gemüsekultur entstehen soll. 


Die Entwicklung der Bekleidungskosten. Eine Zwischen- 
erhebung des Statistischen Amtes der Stadt Bern über den 
Bekleidungskostenindex im Laufe des Monats Februar zeigt, 
dass die Bekleidungskosten in der Bundesstadt seit der Ab- 
wertung bereits um 7,2 Prozent gestiegen sind, was für die 
kleinen Einkommen eine erhebliche Mehrbelastung darstellt. 

Die Preise für Herrenmasskleider sind um etwas mehr als 
10 Prozent gestiegen, während die Preise für Herrenkonfek- 
tion — offenbar infolge der stärker wirkenden Konkurrenz — 
bloss um 5,3 Prozent gestiegen sind. Frauenkleiderstoffe ver- 
zeichnen eine Steigerung von fast 8 Prozent, und Kinder- 
kleider eine solche von 15 Prozent. Die Leibwäsche für Män- 
ner ist im Durchschnitt um 7,2 und diejenige der Frauen um 
4,4 Prozent gestiegen. 

Die Preissteigerungen bei den Schuhwaren betragen so- 
wohl für Damen- wie für Herrenschuhe im Mittel 3,3 Prozent, 
doch wird in nächster Zeit mit einem annähernd gleichgrossen 
Aufschlag gerechnet. 


«Merkur», Kaffee-Spezialgeschäit Bern. Die Dividende für 
das Jahr 1936 beträgt unverändert 7%% netto auf das Aktien- 
kapital von 2,5 Millionen Franken. Das Brutto- und Netto- 
ergebnis, das jedoch zu rund zwei Dritteln aus den Erträg- 
nissen der Immobilien, des Portefeuilles usw. stammt, haben 
sich gegenüber dem Voriahr nur wenig verändert. 
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Der Osloer Vertrag. Die Einladungen der holländischen 
Regierung zu einer Sachverständigenkonferenz im Haag, die 
den Weg für eine allgemeine Wirtschaftskonferenz der ver- 
tragzeichnenden Mächte anbahnen soll, sind zum grossen Teil 
bereits angenommen worden. Teilnehmer werden wahrschein- 
lich entsenden: Norwegen, Schweden, Dänemark, Finnland, 
Belgien und Luxemburg. 


Sollen Hunderte von Millionen Kafifeebäume vernichtet 
werden? Ein siebenköpfiger Ausschuss, der mit der Aus- 
arbeitung neuer Massnahmen zur Sicherung stabiler Kaiffee- 
preise betraut worden war, hat, laut «Basler Nachrichten», 
einen Plan empfohlen, nach dem die brasilianischen Kaffee- 
pflanzer verpflichtet werden sollen, 30 Prozent der anderthalb 
Milliarden Kaffeepflanzen des Staates Sao Paulo und 20 Pro- 
zent der ebenfalls anderthalb Milliarden Kaffeebäume des 
übrigen Brasilien zu vernichten. 


F. W. Woolworth & Co. Weitere Ausdehnung. Der 
Woolworth-Konzern hat, laut «Frankfurter Zeitung», im ver- 
gangenen Jahre in Nordamerika 18 neue Einheitspreisgeschäfte 
eröffnet gegenüber 23 neuen Filialen 1935, 16 1934 und 9 1933. 
Ende 1936 gab es in Nordamerika 1998 Woolworth-Läden. Die 
Umsätze dieser Geschäfte beliefen sich 1936 auf Dollar 
290,38 Millionen gegen 269,34 Millionen im Voriahre, 270,68 
Millionen 1934 und 250,51 Millionen 1933. Der Abschluss für 
1936 weist einen Reingewinn von Dollar 32,62 Millionen 
auf gegen 31,25 Millionen 1935, 32,14 Millionen 1934 und 28,69 
Millionen 1933. 


Zusatz-Verkäufe. 


Zusatzverkäufe an die bereits vorhandenen 
Kunden können die Umsätze ganz erheblich beein- 
flussen, können 30— 50% Mehrumsätze schaf- 
fen und die Rendite eines Geschäftes in der heu- 
tigen schweren Zeit sicherstellen. 


Gerade bei uns in der Schweiz ist ja — wie vor 
einiger Zeit von einem tüchtigen Kaufmann betont 
wurde — weniger die mangelnde Kauf- 
kraft schuld am Niedergang der Umsätze als 
vielmehr der mangelnde Kaufwille. 


Wer selbst als Käufer den Laden betritt, weiss, 
dass er nur ganz selten in richtiger Weise zum 
Mehrkauf eingeladen wird, weil die Verkäufer dazu 
nicht besonders geschult wurden. Die Redensart: 
«Darf es sonst noch etwas sein?» oder «Wünscht 
der Herr nicht auch eine Krawatte?» genügt aller- 
dings nicht. Wenn die Verkäuferin aber sagt: «Wir 
haben da ganz besonders preiswerte Krawatten, die 
zu Ihrem Anzug passen», und wenn sie einen sichern 
Geschmack in diesen Dingen hat, dann macht sie 
den Verkauf. Im Restaurant fragt die Kellnerin 
nicht: «Wünschen Sie ein Dessert?», sondern sie 
sagt: «Wir haben einen ganz vorzüglichen Camen- 
bert.» Beim Kauf einer Markenware fragt die Ver- 
käuferin: «Haben Sie auch schon einmal die 
grössere Packung versucht? Sie ist viel vorteil- 
hafter. Sie enthält 500 g und kostet nur das Dop- 
pelte der verlangten Packung, die genau 200 g ent- 
hält.» Es ist Sache der Einkäufer, der ersten Ver- 
käufer, über diese Fragen nachzudenken und dann 
die Anfänger darin zu schulen. Wenn eine Verkäu- 
ferin im Herrenhutgeschäft so geschult ist, dass sie 
weiss, welche Hutform zu iedem Gesicht passt, dann 
kann sie dem Kunden sagen: «Ich habe hier einen 


Hut, der Ihnen ganz besonders gut stehen wird.» 
Ich wette eins gegen hundert, dass auch der Herr -- 
nicht bloss die Frau — den Hut kaufen wird, wenn 
das Geld nur irgend langt. 

«Der Organisator», Schweiz. Monatsschrift, Zürich. 


Das Hinterbringen. 


Die Kollegialität unter Angestellten wird oft dadurch ge- 
stört, dass Intriganten sich bei ihren Vorgesetzten dadurch 
wichtig machen wollen, dass sie alles, was ihnen geraten ist, 
hervorheben und alle Fehler, die ihren Kollegen unterlaufen 
sind, hinterbringen. Dieses Intrigieren erzeugt eine Atmosphäre 
des Misstrauens und des Gegeneinanderwirkens statt der Ge- 
mieinschaftsarbeit. Es ist Sache des Vorgesetzten, zu verhin- 
dern, dass eine solche Atmosphäre in seiner Abteilung entsteht. 

1. Sind es geringfügige Sachen, die einer vorbringt, so 
muss er seinen Untergebenen sofort unterbrechen mit den 
Worten «Es ist nicht schön, was Sie da machen; hätten Sie 
es gerne, wenn Ihr Kollege mich in der gleichen Weise über 
Ihre Fehler orientieren würde?» 

2. Handelt es sich dagegen um wichtige Anschuldigungen, 
so ist folgendes Prinzip anzuwenden: Sich über keine Dritt- 
person übelwollende Gerüchte oder Berichte zutragen lassen, 
ohne dem Beschuldigten sofort die Möglichkeit zu geben, sich 
in Gegenwart des Zuträgers zu verteidigen. 

Verhalte ich mich konsequent nach obigen 
Grundsätzen oder habe ich ein williges Ohr 
für Zuflüsterungen? A. Carrard. 


Bildungs- und Propagandawesen 


Ein Lebensbild von Stefan Gschwind. 


Zum ersten Male in ihrer bisherigen Arbeitstätigkeit führte 
die «Arbeitsgemeinschait für Wirtschafts- und Genossen- 
schaftsfragen Basel» einen ihrer Abende gemeinsam mit dem 
Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung Bernhard Jaeggi) im 
Freidorf durch. Herr Dr. B. Jaeggi, in dessen Händen die 
Leitung des Abends lag, konnte eine recht stattliche Zuhörer- 
schaft im grossen Saale des Seminargebäudes begrüssen, ehe 
er Hrn. Dr. Degen, Binningen, das Wort erteilte. Was Herr 
Dr. Degen seinen Zuhörern bot, lag fern von allem Theoreti- 
sieren, hatte er sich doch zur Aufgabe gemacht, einLebens- 
bild Stefan Gschwinds, des hervorragenden schweize- 
rischen Genossenschaftspioniers, zu entwerfen. Wir hatten bei 
früherer Gelegenheit schon darauf hingewiesen, dass Herr 
Dr. Degen zu jenem Kreise eifriger Genossenschafter gehörte, 
der seinen Mittelpunkt in und seine Schulung durch den ver- 
storbenen Theoretiker des Genossenschaftswesens Dr. Mun- 
ding gefunden hatte. Da Stefan Gschwind diesem Kreise 
nahestand, so gelang es Herrn Dr. Degen ausgezeichnet, die 
Absicht zu verwirklichen, die er am Anfange seines Referates 
als dessen Ziel ausgesprochen hatte: die Genossenschaftsidee 
im Leben eines ihrer Vorkämpfer lebendig werden zu lassen. 
Das anschauliche Bild, das Dr. Degen vom Leben und Wirken 
Stefan Gschwinds zeichnete, soll im Drucke erscheinen. 

Der sehr beifällig aufgenommene Vortragsabend wurde 
durch das Schlusswort Herrn Dr. Jaeggis beschlossen, der aus 
der Fülle seiner eigenen Erfahrungen und seiner persönlichen 
Verbundenheit mit Stefan Gschwind das von Herrn Dr. Degen 
entworfene Lebensbild vortrefflich abzurunden wusste, V. 


Bewegung des Auslandes 


Finnland. K.K. und O.T.K. im Jahre 1936. Die 
Grosseinkaufsgesellschaft der jüngeren Richtung der finnischen 
Konsumgenossenschaften, O.T.K., erzielte 1936 einen Umsatz 
von Fmk. 871,952,100, Fmk. 95,2 Millionen oder 12,3 %o mehr als 
1935 und Fmk. 58,5 mehr als im bisherigen Rekordiahr 1928. 
Die Eigenproduktion erreichte 1936 einen Betrag von Fmk. 155,1 
Millionen, d.h. volle 49,3% mehr als im Vorjahre. Die dem Ver- 
bande der jüngeren Richtung, K.K., angeschlossenen Konsum- 
genossenschaften steigerten ihren Umsatz um Fmk. 157,087,400 
auf Fk. 1,492,581,300, die Zahl der Läden um 127 auf 1986, die 
Zahl der Restaurants-um 12 auf 134 und die Zahl der Produk- 
tionsstätten um 5 auf 161. Der Umsatz des diesem Verbande 
angehörenden grössten Konsumvereins Finnlands, des « Elanto » 
in der Landeshauptstadt Helsinki, erreichte 1936 Fmk. 342,7 
Millionen oder Fmk. 25,9 Millionen mehr als 1935. h. 


Aus unserer Bewegung 


Aus unseren Verbandsvereinen: 


Der A.C.V. beider Basel teilt mit, dass der Tafelbutter- 
umsatz im Januar gegenüber dem entsprechenden Monat des 
Voriahres eine Zunahme um 4, verzeichne, und bringt diese 
Zunahme in Zusammenhang mit der Einführung des neuen 
Vollbrottyps. Vielfach höre man die Bemerkung: «Das Voll- 
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brot ist ausgezeichnet, aber es braucht einen gehörigen Butter- 
aufstrich». Da aber Tafelbutter verhältnismässig teuer sei, 
ziehe man gerade in den Haushaltungen, wo man zu Sparsam- 
keit gezwungen sei, das heute mit Halbweissbrot bezeichnete 
frühere Vollbrot vor, besonders seitdem durch die Erhöhung 
des Preises des neuen Vollbrotes der Preisunterschied zwi- 
schen den beiden Brotsorten von einem ganzen auf einen 
halben Batzen zurückgegangen sei. Damit wäre allerdings der 
eigentliche Zweck der Einführung des neuen Vollbrotes zu 
einem guten Teil illusorisch. Der bisherige Rückgang des An- 
teiles des Vollbrotes am gesamten Brotumsatz beträgt beim 
A.C.V. 10%, d.h. es werden gegenüber früher 60 % nurmehr 
54% abgesetzt, doch rechnet man noch mit einer weiteren 
Senkung. 

Aus der Studienzirkelbewegung sind diesmal keine Neu- 
gründungen zu vermelden. Immerhin ist die Gründungstätig- 
keit auch jetzt noch nicht völlig abgeschlossen, und nament- 
lich von der Bergeller Konsumgenossenschaft dürften wir in 
der nächsten Zeit noch einige Neuigkeiten erfahren. In den 
Zirkeln, die in Tätigkeit sind, herrscht, nach den Veröffent- 
lichungen in den Lokalauflagen zu schliessen, allenthalben ein 
reges Leben, und im allgemeinen besteht weniger Mangel an 
Stoff für die Diskussionen als an der Zeit, ihn völlig zu be- 
wältigen. Am 8. Februar sprach in den vereinigten Zirkeln 
von Porrentruy Herr M. Wyssmann von der Schweiz. Volks- 
fürsorge, am 1. März im Zirkel von Fribourg Herr Ch. H. Bar- 
bier vom V.S.K., und am 3. März im Zirkel von Buttes Herr 
Ch. U. Perret vom Kreisverband Il des V.S.K. 


Verschiedene Genossenschaftliche Frauenvereine und 
Frauenkommissionen laden ihre Mitglieder zu den bevor- 
stehenden Frauen-Kreiskonferenzen ein. Der rülırige Konsum- 
genossenschaftliche Frauenverein Biel (B.) veröffentlicht nach 
dem Bericht über das verflossene Tätigkeitsiahr 1936 nunmehr 
das sehr reichhaltige und vielseitige Arbeitsprogramm für das 
laufende Jahr 1937. 


Aus der Bibliothek des Konsumvereins Winterthur wur- 
den im Jahre 1936 von 260 Mitgliedern insgesamt 4288 Bücher 
bezogen. Mit 16 Bänden je Benützer kann die Inanspruch- 
nahme als sehr befriedigend bezeichnet werden. Interessant 
wäre es, zu erfahren, in welchem Maße an den Ausleihungen 
die genossenschaftliche Literatur beteiligt ist. 


Der Konsumverein Flawil wird darauf aufmerksam ge- 
macht, dass in seinem Wirtschaftsgebiet unter anderem auch 
Coop-Artikel angeboten werden. Die Tatsache lässt auf eine 
gewisse Beliebtheit der Coop-Artikel schliessen und ist inso- 
weit ein anerkennendes Zeugnis, dagegen wirkt sie doch inso- 
fern nachteilig, als die Artikel in diesem speziellen Falle zu 
übersetzten Preisen verkauft werden, ja naturgemäss verkauft 
werden müssen und dadurch für die Abnehmer leicht ein 
falsches Bild von den für Coop-Artikel normalen Preisverhält- 
nissen entsteht. 


An Umsatzangaben verzeichnen wir: 


1936 1935 
Canobbio (Januar/Dezember) 31,100.— 31,100.— 
Disentis (Januar/Dezember) . 243,700.— 236,500.— 
Glattielden (Januar/Dezember) 366,400.— 350,600.— 

1937 1936 
Churwalden (Februar/Januar) £ 56,800.— 53,600.— 
Niedergerlafingen (Februar/Januar) . 808,300.— 813,300.— 
Lachen (September/Januar). 237,600.— 208,900.— 


Büren a. A. meldet für das Jahr 1936 eine Umsatzzunahme 
von Fr. 4000.—, Lengnau (B.) für die Monate September 1936 / 
Januar 1937 eine solche von Fr. 13,500.—. 


Die Allgemeine Konsumgenossenschaft Disentis befasst 
sich in weitgehendem Maße mit der Verwertung von Erzeug- 
nissen, die aus den landwirtschaftlichen Betrieben ihrer Mit- 
glieder herrühren. Im Jahre 1936 beliefen sich die Bezahlungen 
an Mitglieder für die Übernahme derartiger Waren auf insge- 
samt Fr. 45,000.—. 

Davos und Sils i.D. nahmen bis Ende Februar, d.h. bis 
zur völligen Aufzehrung ihrer alten Mehlvorräte, davon Um- 
gang, den Brotpreis zu verändern, und führen dementspre- 
chend nun auch erst auf Anfang März das neue Vollbrot mit 
einem naturgemäss den neuen Verhältnissen angepassten Preis 
für alle Brotsorten ein. 


Der C.V. Olten gewährt den Mitgliedern, die vom 1. Ok- 
tober 1936 bis zum 28. Februar 1937 mehr als 30 Tage arbeits- 
los waren, oder in deren Haushalt mindestens zwei erwerbs- 
fähige Kinder arbeitslos sind, eine Beihilfe in Form von Gut- 
scheinen für den Gratisbezug von Brot unter der Vorausset- 
zung, dass sie sich für die Jahre 1935 und 1936 über eine an- 
se Konsumation bei der Genossenschaft ausweisen 

Önnen. 
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In der auf den 12. März angesetzten ordentlichen General- 
versammlung des Konsumvereins Wettingen spricht Redaktor 
ne über «Die Genossenschaft in der heutigen Wirt- 
schaft». 

Die Aufführung des Filmes «Wir bauen auf» hatte in Chur 
einen Sondererfolg, weil er teilweise in dieser Ortschaft spielt. 
Der Consumverein Chur schreibt dazu: «Bei uns Churern be- 
gegnete der Film schon deshalb besonderem Interesse, weil er 
einige typische Partien der Kapitale wiedergab und ausserdem 
Bekannte in die Handlung miteinbezog, so u.a. unseren viel- 
jährigen, nunmehr zurückgetretenen Angestellten Tumasch 
Cahans, dann aber auch den mit einem grossen Teil der Be- 
völkerung auf Duzfuss lebenden Heinrich Vögeli, dessen Volks- 
tümlichkeit in der Vorstellung vom Freitag abend durch leb- 
haften Applaus deutlich dokumentiert wurde. Sichtliche Freude 
strahlte aus dem Gesichte des sich nicht immer in so rosiger 
Laune befindlichen Allerweltskönners Heiri.» h. 


Arbon. * Josef Roschach. 7 Am 13. Februar ist der 
Gründer der Genossenschaft Josef Roschach, alt Werk- 
meister in der Firma Adolph Saurer, sanft entschlafen. In 
Josef Roschach, geboren am 20. Dezember 1851, besass Arbon 
einen Mann von grosser Initiative und hoher Intelligenz. Eines 
seiner grössten Verdienste dürfte aber in der Gründung des 
Konsumvereins liegen. Er war die Kraft, die mit einer Hand- 
voll anderer Männer im Jahre 1885 mit sicherem Blick er- 
kannte, dass zum Gemeinwohl der gesamten Bevölkerung 
die Lebensmittelversorgung in Arbon wesentlich verbessert 
werden könne, und kurz entschlossen gründete er den Konsum- 
verein. Mit grossem Geschick und Umsicht betreute Herr Josef 
Roschach seine Gründung während vollen 25 Jahren als Prä- 
sident, und er hatte die Genugtuung, zu sehen, wie sich der 
Konsumverein fortwährend und sicher entwickelte. Dem Ver- 
band schweiz. Konsumvereine trat die Arboner Genossen- 
schaft anlässlich dessen Gründung im Jahre 1890, bei der Jos. 
Roschach ebenfalls mitgewirkt hat, bei. Nun ist Hr. J. Roschach 
sanft entschlafen, ohne vorher auch nur ernstlich krank ge- 
wesen zu sein. Er hat seine Lebensaufgabe erfüllt. An seiner 
stillen Kremation liessen sich der Konsumverein wie auch der 
Werkmeisterverein, die Stadtmusik, deren früherer Präsident 
und Ehrenmitglied Josef Roschach war, und die Firma Adolph 
Saurer A.-G. in Dankbarkeit vertreten. Wir werden ein gutes 
Andenken an den Verstorbenen bewahren. 


| Versammlungskalender | 


Versammlungen vom Sonntag, den 7. März, bis 
Samstag, den 13. März. 


Sonntag, den 7. März 1937: 


Minoterie coop6rative du L&man, Rivaz: Generalversamm- 
lung, 15 Uhr, in den Büros der Mühle in Rivaz. 


Konsumgenossenschaftlicher Frauenbund: Frauenkreis- 
konferenzen der Sektionen: 


Bern, Biel, Burgdorf, Oberburg, Langenthal, Leissigen, 
Worb, Interlaken und Ins. Kreiskonferenz in Burg- 
dorf, 14 Uhr, in der Sparsuppenanstalt. 


Zürich, Uster, Wetzikon, Rüti-Tann, Rapperswil, Lang- 
nau a.A., Chur (Frauen von Winterthur). Kreiskonfe- 
renz in Uster, 14 Uhr, Hotel Usterhof. 

Arbon, Herisau, Kreuzlingen, Nieder-Uzwil, Frauenfeld, 
Weinfelden, Schaffhausen. Kreiskonferenz in Schaff- 
hausen, 14 Uhr, im Landhaus. 


Au yerhanı V: Verkäuferinnen-Instruktionskurs in Laufen- 
urg. 


Soziale Fürsorge 


Pro Infirmis. 


Man darf dem Schweizervolk nachrühmen, dass es seinen 
schwachen und gebrechlichen Mitmenschen grosses Verständ- 
nis entgegenbringt. Jedes Jahr stellt es freiwillig eine nam- 
hafte Summe bereit zum Dienst an Gebrechlichen, wenn Pro 
Infirmis ieweils im Frühiahr die Sammelaktion zu- 
gunsten der Taubstummen, Schwerhörigen, 
Krüppelhaften, Geistesschwachen, Epilep- 
tischen, Blinden und Schwererziehbaren durch- 
führt. Die diesjährige Aktion (Postversand von Kunstkarten) 


findet in der ganzen Schweiz vom 1. bis 28. März statt. Möchte 
ihr auch 1937 voller Erfolg beschieden sein! 


Kartenspende Pro Infirmis Postcheckkonto Basel V 12935. 
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Zentralverwaltung 


Regelung des Zugabewesens. 


Wir möchten unsere Verbandsgenossenschaften 
erneut an das Zirkular der Schweizerischen Zentral- 
stelle zur Förderung und Verteidigung einer gesunden 
Wirtschaft (S. Z. W.) in Bern erinnern, das wir ihnen 
mit «Bulletin» No. 27 vom 2. Februar 1937 mit der 
Konvention und des Verpflichtungsscheines A betr. 
die Regelung des Zugabewesens zugehen liessen. 


Bis heute ist uns von rund 180 Verbands- 
eenossenschaften der Verpflichtungsschein A, unter- 
zeichnet, retourniert worden. Es ergeht neuerdings 
an alle diejenigen Verbandsvereine, die uns den Ver- 
pflichtungsschein A noch nicht zugestellt haben, die 
höfliche Einladung, das Versäumte nachzuholen, da- 
mit wir die uns zugekommenen Verpflichtungsscheine 
der genannten Zentralstelle abliefern können. 


Bibliographie 


«Eine Geschichte über Genossenschaitskunde für Kinder 
und Erwachsene», von Emmy Freundlich. (Basel 1937, Buch- 
druckerei V.S.K.) 


* Auf knapp 40 Seiten eine Genossenschaftskunde abzu- 
fassen, ist zwar dem Raume nach ein kleines, dem Inhalte 
nach aber ein grosses Unterfangen, das umso schwerer wird, 
wenn diese Genossenschaftskunde für Kinder bestimmt ist; sind 
wirtschaftliche Vorgänge und Ökonomische Fragen zumeist 
doch schon für Erwachsene schwer genug! Wie viel schwie- 
riger ist es da erst, solche Fragen dem kindlichen Fassungs- 
vermögen anzupassen und klarzumachen Da indessen gerade 
die Erziehung der Jugend zur Erkenntnis der genossenschaft- 
lichen Ideale und Grundsätze für die Zukunft der Genossen- 
schaftsbewegung lebenswichtig ist, so ist es sehr zu begrüssen, 
dass Frau Freundlich, Vorsitzende der Internationalen genossen- 
schaftlichen Frauengilde, es unternommen hat, hier mit dem 
vorliegenden kleinen Heftlein die Kinder mit den «redlichen 
Pionieren» und den Grundsätzen vertraut zu machen, die aus 
einem kleinen Laden, aus dem Zusammenschluss und der 
Kooperation wirtschaftlich schwacher oder gar gänzlich un- 
bedeutender Kräfte einen Wirtschaftsbetrieb formten, der heute 
als wirtschaftlicher Machtfaktor nicht mehr übersehen werden 
kann. 


Besonders gut dem kindlichen Fassungsvermögen ange- 
passt ist die kleine Genossenschaftskunde da, wo es sich um 
die praktischen Auswirkungen unserer Grundsätze handelt. So 
gelingt es Frau Freundlich ausgezeichnet, das Wesen der Rück- 
vergütung als einer Art Sparkasse darzustellen und den Kin- 
dern die Gefahren des Ratenkaufs anschaulich vor Augen zu 
stellen. Sehr geschickt werden alle diese Probleme durch 
Fragen, Zwischenrufe und Antworten abgeklärt, die im Kreise 
einer jugendlichen Zuhörerschaft fallen, denen die Genossen- 
schaftsgeschichte erzählt wird. 


Aber auch dem Erwachsenen bietet die kleine Genossen- 
schaftskunde viel Wissenswertes. Dazu rechnen wir in erster 
Linie den Abschnitt, der von der schwedischen Konsum- 
genossenschaftsbewegung spricht. Deren Kampf gegen die 
Kartelle, der in der Gründung eigener Produktionsstätten sieg- 
reich für die Genossenschaften beendigt wurde, hat etwas 
Begeisterndes an sich. Plastisch heben sich die eigenen 
Mühlen, Margarine- und Gummischuhfabriken als Ergebnis 
dieses Kampfes ab, der eindringlich beweist, welch ungeahnte 
Kräfte in der Konsumgenossenschaftsbewegung liegen — des- 
wegen in ihr liegen, weil sie nachdrücklich die dem Menschen 
angebsrene Funktion als Güterverbraucher ın den Vorder- 
grund schiebt. Sehr instruktiv ist schliesslich auch die Dar- 
stellung der Verbindung der verschiedenen Genossenschaften 
dieser und iener Länder zu einer wirksamen und einzigartigen 
internationalen Kooperation. 


Ist das alles sehr lobenswert dargestellt, so wird bei dem 
einen und anderen aufmerksamen Leser doch der Wunsch 
nach Verbesserungen in der Form wach werden. Denn ein 


Heft, das zur Unterweisung der Jugend bestimmt ist, sollte 
auch in der Form so gut und einwandfrei sein, 
Inhalt im vorliegenden Hefte ist. 


wie es der 
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«Internationale Genossenschaftliche Rundschau». Die Fe- 


bruar-Nummer enthält u.a.: 
Die Sitzungen des 1.G.B. in Strassburg. 


«Die genossenschaftliche Lage in Spanien», von Regino Gon- 
zalez, Generalsekretär des Nationalverbandes spanischer 
Genossenschaften. 


«Dreissig Jahre Genossenschaftsbewegung in Norwegen», von 
Randolf Arnesen. 

«Der genossenschaftliche Absatz landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse», von George Walworth. 


Fortschritte der nationalen Bewegungen. 
Die 16. Internationale Genossenschaftsschule. 


Schweiz. Volksfürsorge, Basel 


EINLADUNG 


zur 


19. ordentlichen Generalversammlung 


Die Mitglieder unserer Genossenschaft werden 
hiermit zur Teilnahme an der neunzehnten ordent- 
lichen Generalversammlung auf 


Samstag, den 3. April 1937, nachmittags 14% Uhr, 
in den Sitzungssaal (im 2. Stock) des Verbandes 
schweiz. Konsumvereine, Thiersteinerallee 14, Basel, 
eingeladen. 


Der Verwaltungsrat hat die Tagesordnung fol- 
gendermassen festgesetzt: 
. Ernennung der Stimmenzähler. 


Protokoll der achtzehnten ordentlichen General- 
versammlung vom 14. März 1936. 


3. Jahresbericht und Jahresrechnung pro 31. De- 
zember 1936. 

4. Wahl eines Mitgliedes des Verwaltungsrates. 

5. Wahl der Kontrollstelle pro 1937 (drei Revisoren 
und zwei Ersatzmänner). 

6. Allfälliges. 


Die Mitglieder haben sich durch die letzte Prä- 
mienquittung über ihre Stimmberechtigung auszu- 
weisen. Mitglieder, welche sich durch andere Mit- 
glieder vertreten lassen, haben ihre Vertreter aus- 
serdem mit einer schriftlichen Vollmacht zu ver- 
sehen. 


_ 


N) 
. 


Der Verwaltungsrat. 
Basel, den 13. Februar 1937. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


üchtiger, in allen Teilen selbständiger Bäcker-Konditor sucht 

Vertrauensstelle. Beste Referenzen zu Diensten. Eintritt 
sofort oder nach Uebereinkunft. Offerten erbeten unter Chiffre 
S. B. 27 an den V.S.K., Basel 2. 


enossenschafter der Westschweiz sucht für seine l5iährige 

Tochter Stelle als Volontärin bei Depothalter eines Kon- 
sumvereins, wo sie im Haushalt mithelfen könnte und Gelegen- 
heit hätte, die deutsche Sprache zu erlernen. Offerten erbeten 
an Monsieur Vernez, Muse, Vevey. 


Nachfrage. 


erwalter-Verkäuferstelle. Infolge Resignation des bisherigen 
Inhabers wird die Verwalter-Verkäuferstelle der Konsum- 
genossenschaft Unterwasser zur Neubesetzung ausgeschrieben. 
Befähigte Bewerber belieben ihre Anmeldung bis 14. März zu 

richten an den Präsidenten, Herrn Küng Nic., Unterwasser. 
Die Verwaltungskommission. 


